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I. Perſonalien. 

Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Der Baugewerkſchullehrer Jellousheg 
gnädigſt geruht, dem Fabrikdirektor Adolf in Höxter iſt nach Magdeburg verſetzt 
Haeffner zu Frankfurt a. M. den Charakter worden. 
als Kommerzienrat zu verleihen. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Streitigkeiten über Vertragsbedingungen bei Bauten, Leiſtungen und Lieferungen für 
den Staat. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 30. Mai 1912. 

‚Der nebſt Anlage hierunter abgedruckte Erlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen anger 
Arbeiten vom 20. April d. J., betreffend die Neuregelung des Schiedsgerichtsweſens bei — 
Staatsbauten ſowie bei Leistungen oder Lieferungen, iſt auch im Geſchäftsbereiche meiner 
Verwaltung zu beachten. 

In Vertretung. 


IIa. 1998. J 4997, Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage J. 


Der Mini 8 i 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Berlin W. 66, den 20. April 1912. 
1 


Die in Abſch 0 6 on, 
ichtlie ſchnitt III Abſatz 1 des Erlaſſes vom 10. Mai 1910, betreffend ſchieds⸗ 
Br 15 Erledigung von Streitigkeiten, (Zentralbl. d. Bauverw. 1910 S. 281 u. Min. 

1. Verw. 1910 S. 166) “) erwähnten Verhandlungen mit dem Herrn Juſtizminiſter 
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ſowie die im Anſchluß hieran mit dem Herrn Finanzminiſter insbeſondere auch wegen der 
Frage der Honorierung der Beamten gepflogenen Erörterungen find nunmehr zu Ende ge- 
führt. Demgemäß wird der § 29 der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausfuͤh⸗ 
rung von Staatsbauten (Zentralbl. d. Bauverw. 1900 S. 117, Min. Bl. f. d. i. Verw. 
1900 S. 108) und der § 20 der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Leiſtungen oder Lieferungen (Zentralbl. d. Bauverw. 1900 S. 121, Min. Bl. f. d. i. Verw. 
1900 S. 117) in der ſich aus der Anlage ergebenden Faſſung neu feſtgeſtellt. In dieſer 
Faſſung ſind die genannten Bedingungen den neu abzuſchließenden Verträgen zugrunde zu 
legen. Es beſtehen aber auch keine Bedenken, die Bedingungen in den bereits abgeſchloſſenen 
Verträgen hiernach zu ändern, ſofern die Unternehmer damit einverſtanden ſind. 

Die neuen Anordnungen halten an dem bisherigen Grundſatz der ſchiedsgerichtlichen 
Erledigung von Streitigkeiten feſt; ſie verbeſſern aber das Verfahren nach den verſchiedenſten 
Richtungen. Ich hoffe, daß es hierdurch gelingen wird, die auf dieſem Gebiete vorhandenen 
Mißſtände zu beſeitigen. In dieſem Sinne ſtellen ſich die neuen, auf durchaus wohl⸗ 
wollenden Abſichten gegenüber den Unternehmern beruhenden Anordnungen als eine Probe 
dar. Sollte dieſe nicht gelingen, ſo wuͤrde in Frage kommen, die Schiedsgerichtsbeſtim⸗ 
mungen aus den Verträgen ganz zu entfernen und ſtreitige Anſprüche, die im Verhand⸗ 
lungs⸗ bezw. Vergleichswege nicht zu erledigen ſind, lediglich auf den ordentlichen Rechtsweg 
zu verweiſen. 


II. 


Ich kann aber unter Bezugnahme auf den vorbezeichneten Erlaß vom 10. Mai 1910 
nur wiederholen, daß es in erſter Linie darauf ankommt, Streitigkeiten mit Unternehmern 
tunlichſt vorzubeugen und, wo ſolche trotzdem auftreten, nach einer Löſung im Wege der 
Verſtändigung zu ſtreben. Die maßgebenden Geſichtspunkte ſind in dem genannten Erlaß 
eingehend erörtert. Es iſt dort insbeſondere auch darauf hingewieſen, daß der Weg der 
Verſtändigung rechtzeitig zu beſchreiten iſt. Ich habe nach den gemachten Erfahrungen 
Anlaß, dieſen Geſichtspunkt hier noch einmal ganz beſonders zu betonen. Inzwiſchen iſt 
ein weiterer Schritt zur Klärung der Vertragsverhältniſſe dadurch geſchehen, daß durch 
Erlaß vom 25. November 1911 (V. D. 18955/ II. 2346. C) bei dem Königlichen Eiſenbahn⸗ 
Zentralamt ein Ausſchuß eingeſetzt worden iſt, der unter Mitwirkung des Unternehmer⸗ 
ſtandes die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Staatsbauten ſowie 
für die Ausführung von Leiſtungen oder Lieferungen durchſehen ſoll. An dieſe Arbeit 
wird ſich demnächſt eine weitere Prüfung des Bedingnisweſens anſchließen, darunter auch 
namentlich die Vertragsbedingungen für Erdarbeiten, bei deren Ausführung in der letzten 
Zeit Meinungsverſchiedenheiten mit den Unternehmern beſonders häufig zu ſchiedsgericht— 
lichen Verfahren geführt haben. 

Die Hauptfrage bei den Zuſchlagserteilungen bildet die Auswahl leiſtungs fähiger 
und zuverläſſiger Unternehmer, worauf in dem mehrgenannten Erlaß vom 10. Mai 1910 
eingehend hingewieſen iſt. Von der dort geſchaffenen Möglichkeit, über die Stellen, an 
denen Unternehmer von Erdarbeiten in den letzten Jahren beſchäftigt geweſen ſind, bei 
dem Zentralamt Erkundigung einzuziehen, iſt mehr Gebrauch zu machen, als dies bisher 
geſchehen iſt. Im übrigen iſt durch den Erlaß vom 20. Juli 1910 — III. 1265. CO — 
(Zentralbl. d. Bauverw. 1910 S. 421) ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die Tatſache 
der früheren Anrufung eines Schiedsgerichts allein nicht ausreicht, um die Zurückweiſung 
eines Unternehmers bei weiteren Verdingungen zu rechtfertigen. 

Vielfach — und auch in den Kreiſen der Unternehmer ſelbſt — werden Klagen dahin 
erhoben, daß manche Unternehmer, insbeſondere bei der Verdingung von Erdarbeiten, be⸗ 
ſonders billige Preiſe anfegen, in der Hoffnung, den Zuſchlag zu erhalten, ihren Schaden 
aber demmächſt in einem Schiedsgerichtsverfahren reichlich wieder einzuholen. Ich vertraue, 
daß die Neuordnung des Schiedsgerichtsweſens in dieſer Hinſicht eine Anderung bringen 
wird. Im übrigen verweiſe ich wegen ſolcher Angebote auf die in Abſchnitt IV Ziffer 1 
Abſatz 1 des Erlaſſes vom 10. Mai 1910 angeführten Vorſchriften der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen, betreffend die Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen, vom 23. Dezember 
1905 (Zentralbl. d. Bauverw. 1906 S. 53, Min. Bl. f. d. i. Verw. 1906 S. 11), ) ins- 
beſondere auf den Grundſatz, daß bei Verdingungen ſolche Angebote von der 
Berückſichtigung ausgeſchloſſen ſind, die eine in offenbarem Mißverhältnis zu 
der Leiſtung oder Lieferung ſtehende Preisforderung enthalten, ſo daß nach 
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dem geforderten Preiſe an und für ſich eine tüchtige Aus führung nicht er- 
wartet werden kann. Nur ausnahmsweiſe darf nach den angeführten allgemeinen 
Beſtimmungen in einem ſolchen Falle der Zuſchlag erteilt werden, wenn der Bewerber als 
zuverläſſig und leiſtungsfähig bekannt iſt und ausreichende Gründe für die Abgabe des 
ausnahmsweiſe niedrigen Gebots beigebracht ſind oder auf Befragen beigebracht werden. 
In dieſem Zuſammenhange verweiſe ich bezüglich der öffentlichen Ausſchreibungen noch 
darauf, daß bei der in Abſchnitt II Ziffer 8 Abſatz 10 der angeführten allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen angeordneten Feſtſtellung des Kreiſes der drei Mindeſtfordernden zunächſt 
alle die Bewerber aus der über die Verdingung aufgeitellten Lifte zu ſtreichen find, deren 
Angebote nach den dem Abſatz 10 vorhergehenden Vorſchriften in Abſatz 2, 3 und 5 lins⸗ 
beſondere auch nach Abſatz 5e wegen eines die tüchtige Ausführung nicht gewährleiſtenden 
Mißverhältniſſes zwiſchen der Leiſtung oder Lieferung und der Preisforderung) überhaupt 
nicht berückſichtigt werden dürfen. Die manchmal gehörte Behauptung, daß die den Zu⸗ 
ſchlag erteilenden Behörden nach jenen allgemeinen Beſtinnnungen an den Kreis der drei 
abſolut Mindeſtfordernden gebunden ſeien, beruht auf Mißverſtändnis. Im übrigen gilt 
für die Auswahl unter den drei im Sinne der genannten Beſtimmungen Mindeſtfordernden 
nach Abſatz 10 in Verbindung mit Abſatz 2 der Grundſatz, daß der Zuſchlag nur auf ein 
in jeder Beziehung annehmbares, die tüchtige und rechtzeitige Ausführung der Leiſtung 
oder Lieferung gewährleiſtendes Gebot und ſpeziell dem Bewerber zu erteilen iſt, deſſen 
Angebot unter Berückſichtigung aller Umſtände als das annehmbarſte erachtet werden muß. 

Bei Streitigkeiten, die mit Unternehmern auftreten, iſt zu beachten, daß es deren 
gutes Recht iſt, ihnen vermeintlich zuſtehende Anſprüche zur Geltung zu bringen. Solche 
Anſprüche müſſen von der Verwaltung unbefangen geprüft werden. Wie einerſeits Über⸗ 
treibungen und nicht tatſächlich zutreffende Angaben bei Erhebung ſolcher Anſprüche regel⸗ 
mäßig kein gutes Licht auf den Unternehmer werfen, ſo muß ſich anderſeits die Verwaltung 
hüten, ihrerſeits in den Fehler der Übertreibung bei Beſtreitung ſolcher Anſprüche zu ver- 
fallen. Ebenſo muß die Verwaltung die Unbefangenheit bewahren, wenn es ſich um die 
Frage wegen Erteilung des Zuſchlags an einen ſolchen Unternehmer handelt, mit dem die 
Verwaltung früher in Streitigkeiten verwickelt war. 


III. 

Bei der neuen Faſſung des Schiedsgerichtsparagraphen ſind die im Schiedsgerichts⸗ 
weſen gewonnenen Erfahrungen und es ſind namentlich auch die in der letzten Zeit gemachten 
Beobachtungen berückſichtigt. Im einzelnen bemerke ich das Folgende: 

1. Der ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung unter Ausſchluß des Rechtswegs unterliegen 

„alle ftreitigen Rechtsanſprüche, die aus Anlaß und in Ausführung des Vertrags 
von einer Partei gegen die andere erhoben werden“. Freigeſtellt iſt es hierbei 
der Verwaltung und dem Unternehmer, im vorkommenden einzelnen Streit— 
falle zu vereinbaren, daß der Austrag der Rechtsſtreitigkeit im ordentlichen 
Rechtsweg erfolgen ſoll. Zum Abſchluß ſolcher Vereinbarungen ſind für die 
Staatsbauverwaltung die Provinzialbehörden zuſtändig. 

2. Kommt es aber zum ſchiedsgerichtlichen Verfahren über erhobene ſtreitige Rechts⸗ 
anſprüche, ſo ſoll hier von dem Schiedsgericht „auf der Grundlage des 
Vertrags und nach Maßgabe des geltenden Rechts“ entſchieden werden. 
Da der Schiedsrichtervertrag dahin geht, die in dem Bau⸗, Lieferungs- uſw. 
Vertrage vereinbarte Schiedsrichtertätigkeit auszuüben, ſo iſt die bezeichnete Vor⸗ 
ſchrift des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrags ohne weiteres auch für 
die Schiedsrichter maßgebend. 

Wie in der bisherigen Faſſung der allgemeinen Vertragsbedingungen, ſo iſt auch 
letzt als Grundlage des Schiedsgerichtsverfahrens über die von dem Unternehmer 
erhobenen Rechtsanſprüche ein Beſcheid der Verwaltung mit vierwöchiger Aus⸗ 
ſchlußfriſt vorgeſehen. Dieſen, einen wichtigen rechtlichen Formalakt darſtellenden 
Bescheid, hat „die Behörde, welche vor den ordentlichen Gerichten zur 
wertretung der Verwaltung berufen wäre“, zu erteilen. Für die Staats⸗ 
bauverwaltung ſind dies die Provinzialbehörden. Um die rechtliche Bedeutung 
eines ſolchen Beſcheids ganz beſonders hervorzuheben, gleichzeitig aber auch, um 
die Verhandlungen über einen gütlichen Ausgleich zu fördern, und um zu ver⸗ 
biundern, daß ablehnenden Beſcheiden der Verwaltung gegenüber ohne Not von 
dem Unternehmer der Schiedsgerichtsweg angezeigt wird, iſt beſtimmt, daß ein 
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ſolcher Beſcheid nur dann die Rechtswirkung eines eventuellen Ausſchluſſes des 
Unternehmers hat, wenn darin auf dieſe Rechtsfolgen ausdrücklich hingewieſen 
iſt. Die Wahl des richtigen Zeitpunkts für einen derartigen Beſcheid bedarf im 
vorkommenden einzelnen Falle ſorgfältiger Erwägung. Vor Erlaſſung des Be⸗ 
ſcheids iſt die Angelegenheit eingehend — und zwar tunlichſt mit dem Unter⸗ 
nehmer mündlich — zu erörtern. | 
„Die nach vorſtehendem zur Erlaſſung des Beſcheids zuſtändige Provinzialbehörde 
hat auch im übrigen in dem ſchiedsgerichtlichen Verfahren die Verwaltung zu 
vertreten. 

„Das Schiedsgericht beſteht, ſofern nicht im einzelnen vorkommenden Streit- 
falle Verwaltung und Unternehmer eine andere Beſetzung (3. B. in Fällen von 
geringer finanzieller Bedeutung: Entſcheidung der Rechtsſtreitigkeit durch einen 
Einzelſchiedsrichter! vereinbaren, aus einem von dem Landgerichtspräſidenten 
zu bezeichnenden Obmann und aus zwei wehürde, Den einen Beiſitzer ernennt 
die die Vertoaltung vertretende Provinzialbe örde; den anderen Beiſſtzer ernennt 
der Unternehmer. Die Ernennung des Obmanns hat in allen Fällen die die 
Verwaltung vertretende Provinzialbehörde unter Darlegung des Sachverhältniſſes 
bei dem Präſidenten des Landgerichts zu beantragen, bei dem ſie ihren allgemeinen 
Gerichtsſtand hat. Der Herr Juſtizminiſter wird Abdruck dieſes Erlaſſes den 
Landgerichtspräſidenten unter der Annahme mitteilen, daß dieſe bereit ſein werden, 
den Erſuchen wegen Ernennung eines Obmanns zu entſprechen. 

Für den Obmann iſt lediglich beſtimmt, daß er die Befähigung zum Richter: 
amte beſitzen muß. Der Landgerichtspräſident iſt unter dieſer Beſchränkung in 
der Ernennung ganz frei, insbeſondere alſo nicht nur auf das ihm unterſtellte 
Richterperſonal angewieſen; er kann nach Maßgabe der für den einzelnen Fall 
beſtehenden beſonderen Verhältniſſe die Auswahl einer die 1 zum 
Richteramte beſitzenden Perſon ganz nach feinem Ermeſſen treffen. Einwendungen 
gegen die Perſönlichkeit des Obmanns könnten ſeitens der Verwaltung und 
des Unternehmers lediglich im Wege des Ablehnungsverfahrens ($ 1032 PO.) 
geltend gemacht werden. 

„Für die Ernennung der Beiſitzer dagegen ſind, um eine objektive Behandlung 
der Angelegenheit nach Möglichkeit zu ſichern und um ſowohl die die Verwaltung 
vertretende Behörde als auch den Unternehmer hierauf beſonders aufmerkſam zu 
machen, gewiſſe Richtlinien aufgeftellt: 

„Die Parteien dürfen zu Schiedsrichtern nur ſolche Perſonen ernennen, 
die an dem Ausgange der Sache ganz unbeteiligt ſind und von denen eine 
durchaus unbefangene Würdigung der Angelegenheit erwartet werden kann. 
Es dürfen insbeſondere von den Parteien ſolche Perſonen nicht zu Schieds- 
richtern ernannt werden, die mit der Sache bereits befaßt waren oder die 
gewerbsmäßig die Beratung oder Vertretung von Unternehmern bei ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahren betreiben.“ 

Für das gerichtliche Verfahren, welches eventuell Platz greift, falls die Er⸗ 
nennung eines Schiedsrichters in dieſem Sinne gegen den Vertrag verſtoßen 
ſollte, wird auf 8 1045 ZPO. hingewieſen (Entſcheid. des Reichsgerichts in 
Zwilſachen Bd. 47, ©. 401). 
„Durch dieſe eingehende vertragliche Regelung ſind bezüglich der Beiſitzer die 
Ablehnungsfälle des $ 1032 ZPO. im weſentlichen gedeckt. Um Mißver⸗ 
ſtändniſſe zu vermeiden, iſt aber ausdrücklich darauf hingewieſen, daß das Ab⸗ 
lehnungsrecht nach § 1032 ZPO. gegenüber dem Obmann und den Bei- 
ſitzern unberührt bleibt. 1 . 
. Bei der Ernennung des einen Schiedsrichters durch die Verwaltung 
iſt mit Umſicht zu verfahren und es iſt auch jeder Schein zu vermeiden, als ob 
die Verwaltung nicht nach größter Unbefangenheit in bezug auf die Beſetzung 
des Schiedsgerichts ſtrebte, wie ich anderſeits hoffe, daß ſich auch die Unter⸗ 
nehmer von den gleichen Geſichtspunkten leiten laſſen werden. In dieſem Sinne 
iſt der von der Verwaltung zu ernennende Schiedsrichter nicht aus den Be⸗ 
amten der den Streit führenden Provinzialbehörde oder deren untergebenen 
Dienſtſtellen zu wählen. Es wird ſich in vielen Fällen überhaupt empfehlen, 
den Schiedsrichter außerhalb des Kreiſes der im aktiven Dienſte befindlichen 
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Beamten der Staatsbauverwaltung und der inneren Verwaltung zu fuchen. 
Fällt aber die Wahl auf einen ſolchen Beamten oder auf einen ſonſtigen Be⸗ 
anten meines Reſſorts, jo muß für die Zukunft ſeine Bereitwilligkeit zur Über⸗ 
nahme des Amtes feſtgeſtellt werden, und es tritt der Genannte für die nach 
ſeiner freien Überzeugung auszuübende Schiedsrichtertätigkeit aus jedem Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis zu der Verwaltung heraus. Die ihm für die Folge zu 
gewährende Vergütung hat nicht die Eigenſchaft einer Remuneration für be⸗ 
ſondere amtliche Dienſte, ſondern die einer Bezahlung für eine außeramtliche 
Tätigkeit. Ich vertraue, daß die Beamten meines Reſſorts ihre Schiedsrichter⸗ 
tätigkeit in dieſem Sinne auffaſſen werden. Vor der Ernennung eines Be⸗ 
anıten meines Reſſorts zum Schiedsrichter hat ein Benehmen mit deſſen Vor⸗ 
geſetzten darüber ſtattzufinden, ob dieſer Ernennung dienſtliche Gründe ent- 
gegenſtehen. ö n Me 
In bezug auf das bei dem Schiedsgericht zu beobachtende Verfahren iſt die 
Vorſchrift der bisherigen Faſſung wegen der Abſtimmung wieder übernommen 
und es iſt die Stellung des Obmanns dahin charakteriſiert, daß er das 
ganze Verfahren zu leiten, insbeſondere auch allein den zur Vor⸗ 
bereitung der Angelegenheit bis zur Verhandlung des Schiedsgerichts 
erforderlichen Verkehr mit den Parteien zu führen hat. Es ſoll durch 
dieſe Hervorhebung der Stellung des Obmanns eine weitere Garantie für eine 
unbefangene Behandlung der Sache geſchaffen werden. Nach der obigen Aus⸗ 
führung unter Ziffer 2 iſt dieſe Vertragsbeſtimmung auch für die Schiedsrichter 
maßgebend. 

Die e uns frage iſt in den Bedingungen und demnach mit bindender 
Wirkung auch für die auf Grund des Vertrags zu ernennenden Schiedsrichter ſo 
geregelt, daß jedem Beiliger ein Anſpruch auf Vergütung nur gegenüber der 
Partei zuſteht, die ihn zum Schiedsrichter ernannt hat, daß aber für die dem 
Obmann zu gewährende Vergütung beide Parteien als Geſamtſchuldner haften. 
Als Inſtruktion für die Parteien iſt vorſorglich noch vorgeſchrieben, daß ſie dem 
von ihnen ernannten Schiedsrichter von dieſer Regelung der Vergütungsfrage 
bei der Ernennung Kennntnis zu geben haben. Der Unternehmer iſt in bezug auf 
die Höhe der zu vereinbarenden Vergütung ganz frei. Würde freilich die Ver⸗ 
gütung etwa in Anteilen der von dem Schiedsgericht zugeſprochenen Summe 
feſtgeſetzt werden, ſo käme die Frage wegen Anwendung der oben unter Ziffer 7 
und 8 hervorgehobenen Vertragsbeſtimmungen in Betracht. Wegen der Hono⸗ 
rierung des von der Verwaltung ernannten Beiſitzers iſt nachſtehend unter 
Ziffer 13 Anordnung getroffen. 


Für den Obmann iſt beſtimmt, daß ihm von den Parteien eine unter billiger 


Berückſichtigung des Umfangs und der Schwierigkeit feiner Arbeit ſowie ſeiner 
perſönlichen Verhältniſſe zu bemeſſende Vergütung, höchſtens aber ein Stunden⸗ 
ſatz für die auf die Arbeit verwendete Zeit, und zwar für die erſte Stunde 
20 /, für jede weitere Stunde 5.4 (unter Zuſammenrechnung der einzelnen, 
auf die Tätigkeit verwendeten Zeitabſchnitte zu einem Zeitraum), dazu bei Reiſen 
eine beſondere Reiſevergütung in Höhe der geſetzlichen Tagegelder und Fahr⸗ 
koſten der Beamten der 4. und 5. Nangklaſſe gewährt werden ſoll. Sofern an 
den Reiſetagen Arbeit in der Sache ſelbſt geleiſtet worden iſt (Verhandlungen 
uſw.), iſt dieſe Zeit dem mit den obigen Stundenſätzen zu belegenden Zeitraum 
zuzurechnen. Die Höhe der Vergütung des Obmanns hat bei etwaigen 
Meinungsverſchiedenheiten der Landgerichtspräſident auf Grundlage der obigen 
tormen und nach Maßgabe der weiter in den Bedingungen getroffenen Vor⸗ 
N ſowohl dem Obmann als auch den Parteien gegenüber endgültig feſt⸗ 
etzen. 
Dem von der Verwaltung zu ernennenden Schiedsrichter iſt dieſelbe 
Vergütung zuzuſichern, wie dies für den Obmann allgemein beſtimmt iſt. Der 
Ernannte iſt zu erſuchen, ſich bei der Annahme des Amtes ausdrücklich damit 
einverſtanden zu erklären, daß die Feſtſetzung der Vergütung nach dieſen Grund⸗ 
tagen endgültig durch die Behörde erfolgt, die ihn ernannt hat. Bei ſolcher 
Feſtſetzung der Koſtenrechnungen ſind alle Umſtände in billiger Weiſe zu berück⸗ 
ſichtigen. Werden Beamte meines Reſſorts zu Schiedsrichtern ernannt, ſo ver⸗ 
traue ich, daß fie bei Aufftellung ihrer Koſtenrechnungen des Grundſatzes ein⸗ 
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gedenk fein werden, daß die Stundenbeträge nach den obigen Vorſchriften Höchſt⸗ 
ſätze darſtellen. 

14. Das Schiedsgericht hat auch über die Koftenfrage zu entſcheiden, und zwar 
in dem Sinne, daß zunächſt die Entſcheidung über die Verteilung der Koſten 
zwiſchen der Verwaltung und dem Unternehmer dem Grundſatze nach (3. B. 
unter Beſtimmung von Quoten) erfolgt. Für die Liquidierung der geſchuldeten 
Schiedsrichterkoſten zu Laſten der Gegenpartei iſt bezüglich der Vergütung des 
Sbmanns die für den einzelnen Fall erfolgte Feſtſetzung des Landgerichts⸗ 
präſidenten maßgebend. Die obſiegende Verwaltung darf aber dem Unter⸗ 
nehmer gegenüber, der obſiegende Unternehmer darf der Verwaltung gegenüber 
als Koſten des Beiſitzers eine Vergütung nur in Höhe der in den Vertrags⸗ 
bedingungen für die Vergütung des Obmanns aufgeſtellten allgemeinen 
Grundſätze in Rechnung ſtellen. Das innere Verhältnis zwiſchen der Partei 
und dem von ihr ernannten Beiſitzer bleibt dabei unberührt. Auf der Grund⸗ 
lage der allgemeinen Koſtenentſcheidung des Schiedsgerichts wird ſich hiernach 
die Liquidierung der einzelnen Koſtenrechnungen wohl in den meiſten Fällen an⸗ 
ſtandslos abwickeln. Sollten ſich Anſtände ergeben, ſo würde bei dem Schieds⸗ 
gericht Antrag auf Koſtenfeſtſetzung zu ſtellen und von dieſem nach den vor⸗ 
ſtehenden Grundſätzen zu entſcheiden ſein. 


va 


Die oben unter I angeordnete neue Faſſung des Schiedsgerichtsparagraphen in den 
allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Staats bauten und für die Aus⸗ 
führung von Leiſtungen oder Lieferungen gilt gleichmäßig auch für die Schiedsgerichts⸗ 
paragraphen anderweiter Vertragsbedingungen. Die Königliche Regierung in Gumbinnen 
wird die neue Faſſung der allgemeinen Vertragsbedingungen bei der weiteren Herſtellung 
von Formularen berückſichtigen. Im übrigen ſind die in Gebrauch befindlichen Vertrags⸗ 
mufter und Bedingungen nach der gleichen Richtung alsbald einer genauen Durchſicht zu 
unterziehen. Die Anderung der vorrätigen Muſter uſw. iſt alsbald vorzunehmen, damit 
bezüglich der Anwendung der neuen Vorſchriften keine Verzögerung eintritt. 


5 


Bei der vorſtehend unter IV angeordneten Prüfung der Vertragsmuſter 
und Bedingungen iſt zu beachten, daß für die in der bisherigen Faſſung der 
allgemeinen Vertragsbedingungen zugelaſſene befondere Regelung der Be— 
ſetzung des Schiedsgerichts durch die beſonderen Vertragsbedingungen nach 
den obigen Ausführungen unter III, 5 jetzt kein Raum mehr iſt. Die Vorſchriften 
im Abſchnitt IV Ziffer 6, Abſatz 2 bis 6 der allgemeinen Beſtimmungen, betreffend die 
Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen, vom 23. Dezember 1905 (Zentralbl. d. Bauverw. 
1906 S. 53, Min. Bl. f. d. i. Verw. 1906 S. 11, HM Bl. 1906 S. 89) ſind durch die neuen 
Anordnungen gegenſtandslos geworden. Hierauf iſt in den Druckſtücken der genannten 
Beſtimmungen (insbeſondere auch in den Exemplaren der allgemeinen Verfügung Nr. 3 
und der Dienſtanweiſung für die Ortsbaubeamten der Staatshochbauverwaltung hinzu⸗ 
weiſen. Die Muſter zu beſonderen Vertragsbedingungen, in denen ſich eine derartige, jetzt 
nicht mehr zuläſſige beſondere Regelung der Beſetzung des Schiedsgerichts finden ſollte, find 
nach Maßgabe der vorſtehend unter IV getroffenen Anordnungen alsbald richtigzuſtellen. 


VI: 


Für die zurzeit in Kraft befindlichen Verträge find, auch ſoweit es fich um 
die Anwendung der bisherigen Faſſung des Schiedsgerichtsparagraphen handelt, bezüglich 
der Ernennung von Schiedsrichtern und Obmännern durch die Verwaltung ſowie bezüglich 
der Stellung und Honorierung ſolcher Schiedsrichter und Obmänner für die Folge die 
obigen Vorſchriften unter III Ziffer 9 und 13 entſprechend anzuwenden. Soweit nach der 
im einzelnen Falle maßgebenden Faſſung des Schiedsgerichtsparagraphen die Ernennung 
eines Obmanns dem Leiter einer Provinzialbehörde zuſteht, hat ſich dieſer wegen der Be⸗ 
zeichnung eines Rechtskundigen mit dem Landgerichtspräſidenten zu benehmen. Zur Frage, 
ob und inwieweit den Beamten meines Reſſorts für die Ausübung der Schiedsrichter⸗ 
tätigkeit in bereits erledigten Schiedsgerichtsfällen eine Vergütung zuzubilligen iſt, 
bleibt Entſchließung vorbehalten. 
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VII. 


Beamte der Staatsbauverwaltung bedürfen zur Annahme des Schiedsrichteramts in 
Streitſachen der Verwaltung bei Ernennung durch deren Gegner ſowie in ſolchen Streit⸗ 
ſachen, bei denen die Staatsbauverwaltung überhaupt nicht beteiligt iſt, der Genehmigung 
der vorgeſetzten Provinzialbehörde. Dem Vorgeſetzten bleibt hierbei die Befugnis vorbe⸗ 
halten, je nach den Umſtänden des Falles auch die Frage wegen der Bemeſſung des 
Honorars mit in den Kreis ſeiner Erwägungen zu ziehen. 


VIII. 


Die Erlaſſe vom 9. Juli 1888 (Zentralbl. d. Bauverw. 1888 S. 305, Min. Bl. f. d. i. 
Verw. 1888 S. 127) und vom 12. Januar 1893 (Zentralbl. d. Bauverw. 1893 S. 37, 
Min. Bl. f. d. i. Verw. 1893 S. 292) ſowie die Anordnungen unter III des Erlaſſes vom 
10. Mai 1910 (Zentralbl. d. Bauverw. 1910 S. 281, Min. Bl. f. d. i. Verw. 1910 S. 166, 
HMBl. S. 226) find durch die obige erſchöpfende Regelung des Schiedsgerichtsweſens 
gegenſtandslos geworden. Wegen des Wegfalls der Anordnungen in Abſchnitt IV Ziffer 6, 
Abſatz 2 bis 6 der allgemeinen Beſtimmungen, betreffend die Vergebung von Leiſtungen 
und Lieferungen, vom 23. Dezember 1905 wird auf das oben unter V Geſagte Bezug ge- 
nommen. 

IX. 


Ich lege Wert darauf, daß dieſer Erlaß auch außerhalb der Verwaltung, insbeſondere 
auch den Unternehmern bekannt wird. Über die Bewährung der neuen Vorſchriften werde 
ich ſeinerzeit Bericht einfordern. Über etwaige erhebliche Vorkommniſſe, von denen anzu⸗ 
nehmen iſt, daß ihre Kenntnis mir mit Rückſicht auf die Weiterentwicklung des Schieds⸗ 
gerichtsweſens von Intereſſe ſein wird, iſt beſonders zu berichten. 


— 


Für die Staatseiſenbahnverwaltung iſt ein gleicher Erlaß am 22. März d. J. (EV Bl. 
D. 75) ergangen, der auch im Staatsanzeiger veröffentlicht iſt. 


III. 755 C. A B. V. D. 8481. gez. v. Breitenbach. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten uſw. 


Anlage II. 


Nene Faſſung des $ 29 der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung 
von Staatsbanten und des § 20 der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Aus- 
führung von Leiſtungen oder Lieferungen. 


) Über alle ſtreitigen Rechtsanſprüche, die aus Anlaß und in Ausführung des 
Vertrags von einer Partei gegen die andere erhoben werden, wird unter Ausſchluß des 
Rechtswegs auf der Grundlage des Vertrags und nach Maßgabe des geltenden Rechts durch 
ein Schiedsgericht entſchieden, ſofern nicht die Verwaltung und der Unternehmer im vor⸗ 
kommenden einzelnen Streitfalle vereinbaren, daß der Austrag der Rechtsſtreitigkeit im 
ordentlichen Rechtsweg erfolgen ſoll. 


2) Über die von dem Unternehmer erhobenen Rechtsanſprüche hat die Behörde, 


a Kr den ordentlichen Gerichten zur Vertretung der Verwaltung berufen wäre, dem 


mer einen ſchriftlichen Beſcheid zu erteilen. Dieſe Entſcheidung gilt als anerkannt, 

1 je Unternehmer nicht binnen 4 Wochen vom Tage der Zuſtellung ab der Behörde 

dicke dr daß er auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung über ſeine Rechtsanſpruͤche antrage. Auf 

haben, Jus folgen iſt in dem Beſcheide der Behörde, ſoll dieſer die bezeichnete Rechtswirkung 
0 Fe hinzuweiſen. 

„ % Das Schiedsgericht beſteht aus einem Obmann und zwei Beiſitzern. Die Be- 

W 0 (Abſatz 2) und der Unternehmer ernennen je einen Schiedsrichter. Der Obmann 


350 


wird auf Erſuchen der Behörde von dem Präſidenten des Landgerichts bezeichnet, bei 
welchem die Behörde ihren allgemeinen Gerichtsſtand hat. Dieſer Obmann muß die Be⸗ 
fähigung zum Richteramt beſitzen. Die Parteien dürfen zu Schiedsrichtern nur ſolche Per⸗ 
ſonen ernennen, die an dem Ausgang der Sache ganz unbeteiligt ſind und von denen eine 
durchaus unbefangene Würdigung der Angelegenheit erwartet werden kann. Es dürfen 
insbeſondere von den Parteien ſolche Perſonen nicht zu Schiedsrichtern ernannt werden, 
die mit der Sache bereits befaßt waren oder die gewerbsmäßig die Beratung oder Ver⸗ 
tretung von Unternehmern bei ſchiedsgerichtlichen Verfahren betreiben. Das Ablehnungs⸗ 
recht nach § 1032 der Zivilprozeßordnung gegenüber dem Obmann und den Beiſitzern bleibt 
unberührt. 

() Der Obmann hat das ganze Verfahren zu leiten, insbeſondere auch allein den 
zur Vorbereitung der Angelegenheit bis zur Verhandlung des Schiedsgerichts erforderlichen 
Verkehr mit den Parteien zu führen. Die Entſcheidung des Schiedsgerichts erfolgt nach 
Stimmenmehrheit. Beſtehen wegen der Summen, über welche zu entſcheiden iſt, mehr als 
zwei Meinungen, ſo wird die für die größte Summe abgegebene Stimme der für die zu⸗ 
nächſt geringere abgegebenen zugerechnet. 

(6) Der Behörde und dem Unternehmer bleibt es vorbehalten, im einzelnen vor⸗ 
kommenden Streitfall eine andere Beſetzung des Schiedsgerichts, als vorſtehend im Abſatz 3 
beſtimmt iſt, zu vereinbaren. 

(o) Jedem Beiſitzer ſteht ein Auſpruch auf Vergütung nur gegenüber der Partei zu, 
die ihn zum Schiedsrichter ernannt hat. Hiervon iſt ihm bei der Ernennung Kenntnis zu 
geben. Für die dem Obmann zu gewährende Vergütung haften beide Parteien als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Der Landgerichtspräſident wird dem von ihm bezeichneten Obmann bei der 
Ernennung mitteilen, daß ihm eine unter billiger Berückſichtigung des Umfangs und der 
Schwierigkeit ſeiner Arbeit ſowie ſeiner perſönlichen Verhältniſſe zu bemeſſende Vergütung, 
höchſtens aber einen Stundenſatz für die auf die Arbeit verwendete Zeit, und zwar für 
die erſte Stunde 20 , für jede weitere Stunde 5 M (unter Zuſammenrechnung der 
einzelnen, auf die Tätigkeit verwendeten Zeitabſchnitte zu einem Zeitraum), dazu bei 
Reiſen eine beſondere Reiſevergütung in Höhe der geſetzlichen Tagegelder und Fahrkoſten 
der Beamten der 4. und 5. Rangklaſſe von den Parteien gewährt werden würde. Wird 
die von dem Obmann nach Erlaſſung des Schiedsſpruchs als angemeſſen bezeichnete Ver⸗ 
gütung von einer der Parteien beanſtandet, ſo hat der Landgerichtspräſident die nach 
Maßgabe des vorhergehenden Satzes zu bemeſſende Vergütung nach freiem Ermeſſen feſt⸗ 
zuſetzen. Durch dieſe Feſtſetzung wird die Höhe der Vergütung endgültig beſtimmt. Der 
Obmann iſt bei der Mitteilung von ſeiner Ernennung durch den Landgerichtspräſidenten zu 
erſuchen, ſich bei Annahme des Amtes ausdrücklich damit einverſtanden zu erklären, daß 
ſeine Vergütung in Gemäßheit der in dieſem Abſatz getroffenen Beſtimmungen feſt— 
geſetzt werde. 

(7) Über die Koſten des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens, und zwar zunächſt über die 
Verteilung der Koſten zwiſchen der Verwaltung und dem Unternehmer dem Grundſatze nach, 
demnächſt auf beſonderen Antrag einer Partei auch über die Feſtſetzung der Koſten einer 
Partei zu Laſten des Gegners, entſcheidet das Schiedsgericht. Die als Schiedsrichtervergütung 
hierbei von der obſiegenden Partei dem unterliegenden Gegner in Rechnung zu ſtellenden 
Beträge ſind nach Maßgabe der im Satz 4 des Abſatzes 6 für die Höhe der Vergütung 
des Obmanns getroffenen Beſtimmungen zu bemeſſen. Für die Höhe der Vergütung des 
Obmanns iſt auch in dieſem Verfahren deren Feſtſetzung durch den Landgerichtspräſidenten 
maßgebend. 

(8) Wird der Schiedsſpruch in den in $ 1041 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
BR aufgehoben, fo hat die Entſcheidung des Streitfalls im ordentlichen Rechtswege zu 
erfolgen. 

(9) Die Fortführung der Bauarbeiten”) nach Maßgabe der von der Verwaltung 
Bean Anordnungen darf durch das ſchiedsgerichtliche Verfahren nicht aufgehalten 
werden. 


*) „Bauarbetten“ in den allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Staatsbauten, in 
den allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leiſtungen und Lieferungen dagegen: 
„Leiſtungen oder Lieferungen“. 
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Betr. Berichterſtattung in Gnadeuſachen. 
Berlin, den 24. April 1912. 

Zur Vereinfachung des Geſchäftsganges ordnen wir hiermit für unſere Geſchäfts⸗ 
bereiche an, daß die Berichte in Gnadenſachen (Erlaß oder Minderung polizeilicher Strafen, 
Wiederverleihung der bürgerlichen Ehrenrechte, Wiederverleihung des Rechts, als Zeuge 
oder Sachverſtändiger vernommen zu werden, Wiederverleihung der Fähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter, Löſchung einer Strafe in den polizeilichen Liſten uſw.) künftig⸗ 
hin nicht mehr von Ihnen zu erſtatten ſind. In den bezeichneten Angelegenheiten über⸗ 
tragen wir die Berichterſtattung, ſoweit fie ſich auf Perſonen bezieht, die in einem Land⸗ 
kreiſe wohnen oder — bei dem Mangel eines Wohnſitzes — ſich aufhalten, auf die Land⸗ 
räte, in allen anderen Fällen auf die örtlichen Polizeibehörden. Um in jedem Falle Ihnen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, ſind die Berichte durch Ihre Hand einzureichen. 

Inſoweit Anträge auf Begnadigung zur Verfügung abgegeben werden, behält es bei 
dem bisherigen Verfahren ſein Bewenden. 

Für den Landespolizeibezirk Berlin bleiben vorläufig die bisherigen Vorſchriften in 
Geltung. 


Der Miniſter ö Der Miniſter 
Der Miniſter des Innern. der öffentlichen Arbeiten. für Handel und Gewerbe. 
v. Dallwitz. In Vertretung. In Vertretung. 
Dr. Frhr. von Coels. Schreiber. 
Der Miniſter Der Miniſter für Landwirt⸗ 8 es 
der geiſtlichen und Unterrichts- ſchaft, . und Forſten. Der Finanzminiſter. 
Angelegenheiten. Zu Vertretung Im Auftrage. 
In Vertretung. 8 { Halle. 
von Chappius. Küſter. 


M. d. J. La. 3406 u. ung. — M 


d. ö. A. III. 664. C. D. IV. B. 8. 643. — M. f. H. u. G. I. 3218. IIa. 1559. III. 2766. 
IV. 3692. — M. d. g. A. A. 6 


ol. — M. f. L. uſw. I. A. I. 1867. II. 8204. HI. 3618. — HM. I. 3892. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Arnsberg. 


Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer für das ſüdöſtliche Weſtfalen in Arns— 
berg iſt auf 29 erhöht worden. 


— . — — — — —— —ũ —yę— — 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsordnung. 
Betr. Berti III. Buch eee R 
Beſtimmung der Oberverſicherungsämter zu Schiedsgerichten für Unfallverſicherung. 
Berlin, den 11. Juni 1912. 


Die zum 1. Juli 1 i ä äß Ziffer II 2 
als „Juli 1912 errichteten Oberberficherungsämter werden gemäß Ziffer 
er De emachung des ee betreffend Ubergangsbeſtimmungen zur RVO, von 
Tage u 1911 (RGB. S. 1132) für den Bereich der Unfallverſicherung bis zu dem 
gerichten zem die Vorſchriften des Dritten Buches der RVO. in Kraft treten, zu Schiebs⸗ 
für Arbeiterverſicherung an Stelle der beſtehenden beſtimmt. 


Anlage 
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Soweit ſich die Zuſtändigkeit der beſtehenden Schiedsgerichte mit derjenigen der Ober⸗ 
verſicherungsämter nicht deckt, ſind ſchwebende Streitigkeiten in der Lage, in der ſie ſich 
befinden, an das nach dem 1. Juli 1912 zuſtändige Oberverſicherungsamt abzugeben. 

Weitere Ausführungsvorſchriften, insbeſondere wegen der Heranziehung von Beiſitzern 
und der Ausſcheidung der Koſten bleiben vorbehalten. 


Der Hals 1 we für Der Miniſter des 
0 8 Er andel und Gewerbe, nnern. 
öffentlichen Arbeiten. Zn Beptez t 5 Auftrage Im Auftrage. 
Im Auftrage. i g 
Reichart Schreiber. Freund. We 


III. 3859. I. 4258 M. f. H. — IV. B. 5/297. IIIc. P. 8. 221 M. d. ö. A. — Ie. 2101 M. d. J. — 1. 8759 FM. 


Der Finanzminiſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die übrigen im nachſtehenden Erlaſſe vom 
8. Juni d. Is. aufgeführten Adreſſen. 


I. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Betr. Errichtung von Oberverſicherungsämtern. 
Berlin, den 8. Juni 1912. 
Zum 1. Juli d. Is. werden die in der Anlage bezeichneten Königlichen Oberver⸗ 
ſicherungsämter errichtet. 


Die allgemeinen Oberverſicherungsämter und die beſonderen Oberverſicherungsämter 
für die Eiſenbahndirektionsbezirke werden den Regierungen an ihrem Sitze — das Ober⸗ 
verſicherungsamt Berlin dem Oberpräſidium in Potsdam, das Oberverſicherungsamt in 
Dortmund der Regierung in Arnsberg —, die Knappſchaftsoberverſicherungsämter den 
Oberbergämtern an ihrem Sitze angegliedert. 


Weitere Ausführungsbeſtimmungen bleiben vorbehalten. 


Dieſer Erlaß und die Nachweiſung ſind zu veröffentlichen, ſoweit der dortige Bezirk 
in Frage kommt. 


Der Minifter der Der Minifter für Der Miniſter des Der Finanzminiſter. 


öffentlichen Arbeiten. Handel und Gewerbe. Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. Im Auftrage. Im Auftrage. 
Peters. Schreiber. Freund. Halle. 


III. 8854. I. 4592 M. f. H. — IV. B. ö. 291. III. P. 8. 216 M. d. ö. A. — Ic. 2088 M. d. J. — J. 8520 IM. 


An die Herren Regierungspräſidenten, außerdem an den Herrn Regierungspräſidenten in 
Potsdam (für die Verwaltung der Märkischen Waſſerſtraßen), den Herrn Polizeipräſidenten 
in Verlin (für die Verwaltung der Berliner Waſſerſtraßen), den Herrn Präſidenten der 
hieſigen Königlichen Miniſterial-, Militär- und Baukommiſſion, die Königlichen Kanalbau⸗ 
direktionen in Hannover und Eſſen und das Königliche Hauptbauamt für den Groß⸗ 
ſchiffahrtsweg Berlin — Stettin in Potsdam, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam 
ſowie an die Herren Oberpräſidenten in Danzig, Breslau, Magdeburg, Hannover, Coblenz 
(als Chefs von Strombauverwaltungen) und Münſter i. W. (als Chef der Dortmund —Ems⸗ 
Kanalverwaltung), die Königlichen Oberbergämter, die Königlichen Eiſenbahndirektionen. 
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Nachweiſung 


der 


in Preußen beſtehenden Kgl. Oberverſicherungsämter. 


22 r ß .. Fer 
An Nate | Sitz Bezirk. | Vorſitzender. 
2. N ̃²7 PV ̃⅛—-iußm.. ..... ].... 78. EEE 
1. Allgemeine Oberverſicherungsämter. 
1. | tgl. Oberverſicherungsamt] Königsberg Regierungsbezirk Königsberg | Regierungspräſident in Königsberg 
2.| » . Gumbinnen . Gumbinnen E „Gumbinnen 
8.| * Allenſtein Allenſtein a = Allenftein- 
4. Danzig Danzig . Danzig 
5.1 5 Marienwer⸗ Marien⸗ a >» Mariene 
der werder werder 
6. 8 Berlin⸗ Verſicherungsämter Berlin,] Oberpräſident in Potsdam 
Groß Berlin Charlotten⸗ Charlottenburg, Berlin⸗Wil⸗ 
burg mersdorf, Cöpenick, Berlin⸗ 


Kgl. Oberverſicherungsamt 


Potsdam 


Frankfurt 
a. O. 
Stettin 
Köslin 
Stralſund 
Poſen 
Bromberg 
Breslau 
Liegnitz 
Oppeln 
Magdeburg 
Merſeburg 
Erfurt 
Schleswig 
Hannover 


Hildesheim 
Lüneburg 
Stade 
Osnabrück 
Aurich 
Münſter 
Minden 
Arnsberg 


Lichtenberg, Neukölln, Nieder⸗ 
barnim (Landkreis), Berlin⸗ 
Pankow, Berlin⸗Schöneberg, 
Spandau, Berlin ⸗Steglitz, 
Teltow (Landkreis), Berlin⸗ 
Weißenſee 

Regierungsbezirk Potsdam, ſo⸗ 
weit er nicht zum Oberver⸗ 
ſicherungsamt Groß Berlin 
gehört 

Regierungsbezirk a 

a O. 


Stettin 
. Köslin 
0 Stralſund 
9 Poſen 
Bromberg 
Breslau 
Liegnitz 
Oppeln 
Magdeburg 
Merſeburg 
Erfurt 
Provinz Schleswig⸗Holſtein 
Regierungsbezirk Haunover, 
Fürſtentum Pyrmont 
Regierungsbezirk Hildesheim 
. Lüneburg 
Stade 
Osnabruck 
Aurich 
Münſter 
Minden 
Verſicherungsämter: Altena, 
Arnsberg, Brilon, Hohenlim⸗ 
burg (Landkreis Iſerlohn), 
Iſerlohn (Land), Iſerlohn 
(Stadt), Lippſtadt, Lüden⸗ 
ſcheid (Stadt), Meſchede, 
Olpe, Siegen (Land), Siegen 
(Stadt), Wittgenſtein 


un u u un 


Regierungspräſident in Potsdam 


* 


Frankfurt 
a. O 


Stettin 


Köslin 
Stralſund 
Poſen 


Bromberg 


Breslau 
Liegnitz 
Oppeln 
Magdeburg 
Merſeburg 


Erfurt 


Schleswig 
Hannover 


„Hildesheim 
Lüneburg 
Stade 


Arnsberg 
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m Name. | Sitz. | Bezirk, Vorſitzender. 


80. | Kgl. Oberverſicherungsamt] Dortmund Verſicherungsämter: Bochum | Regierungspräfident in Arnsberg 

(Land), Bochum (Stadt), 
Dortmund (Land), Dort⸗ 
mund (Stadt), Gelſen⸗ 
kirchen (Land), Gelſenkirchen 
(Stadt), Gevelsberg (Lande 
kreis Schwelm), Hagen 
(Land), Hagen (Stadt), 
Hamm (Land), Hamm 
(Stadt), Haspe (Landkreis 
Hagen), Hattingen, Herne 
(Stadt), Hörde (Land), 
Hörde (Stadt), Schwelm, 
Schwerte (Landkreis Hörde), 
Soeſt (Land), Soeſt (Stadt), 
Unna (Landkreis Hamm), 
Wattenſcheid (Landkreis Gel» 
ſenkirchen), Witten (Stadt) 
31.1 . Caſſel Regierungsbezirk Caſſel, Für⸗ . - Gaffel 
ſtentum Waldeck 


32. Wiesbaden Regierungsbezirk Wiesbaden . Wiesbaden 
33.| * 5 Coblenz 5 Coblenz . Coblenz 
34. - Düſſeldorf . Düſſeldorf „ » Düffeldorf 
3.| » . Cöln . Cöln a Cöln 
86.| = - Trier . Trier * Trier 
87. . Aachen = Aachen . Aachen 
38. = Sigmaringen . Sigmaringen = Sigmaringen 
II. Beſondere Oberverſicherungs ämter. 

a) Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämter. 

39. | Kgl. Knappſchafts⸗Ober⸗ Halle Die von dem Kgl. Oberberg: | Berghauptmann in Halle 


verſicherungsamt amt in Halle beaufſichtigten 

Knappſchaftsvereine, ſoweit 
ſie der Norddeutſchen Knapp⸗ 
ſchafts⸗Penſtonskaſſe in Halle 
angehören, ſowie der An⸗ 
haltiſche Knappſchaftsverein 
in Köthen, der Altenburger 
Knappſchaftsverein in Alten- 
burg, der Könitzer Kuapp⸗ 
EN in Könitz und 
er Salzunger Knappſchafts⸗ 
verein in Salzungen. 

40. - Clausthal Die von dem Kgl. Oberberg⸗ “ Clausthal 
amt in Clausthal beauf⸗ 
ſichtigten Knappſchaftsver⸗ 
eine ſowie der Helmſtedter 
Knappſchaftsverein in Helm⸗ 
tedt, der Rübeländer Knapp⸗ 
chaftsverein in Blanken⸗ 
burg a. H. und der Thieder 
Knappſchaftsverein in Wol⸗ 
fenbüttel. 

41. z Dortmund Die von dem Kgl. Oberberg⸗ . en 
amt in Dortmund beaufſich⸗ 
tigten Knappſchaftsvereine. 

42. “ Bonn Die von dem Kgl. Oberberg⸗ 0 Bonn 
amt in Bonn beaufſichtigten 
Knappſchaftsvereine. 


b) Oberverſicherungsämter für den Bereich der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft. 


48, | Kgl. Oberverſicherungsamt | Schleswig Eiſenbahndirek⸗ Regierungspräſident i 
für den Eiſenbahndirek⸗ tionsbezirk Altona gierungspraſident in Schleswig 
tionsbezirk Altona . ö 

44.] Kgl. OberverſicherungsamtBerlin⸗Char⸗ . Berlin, Zen-] Oberpräſident in Potsdam 


für den Eiſenbahndtrek⸗] lottenburg] tralamt Berlin 
tionsbezirk Berlin 
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Name. | Sitz Bezirk. | Vorſitzender. 


Kgl. Oberverſicherungsam!t] Breslau Eiſenbahndirek⸗ Regierungspräſident in Breslau 
für den Eiſenbahndirek⸗ tionsbezirk Breslau 
tionsbezirk Breslau 

5. | Kgl. Oberverſicherungsumt] Bromberg " Bromberg 

für den Eiſenbahndirek⸗ 

tionsbezirk Bromberg 

7. Kgl. Oberverſicherungsamt [Caſſel - Caſſel 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Caſſel 8 1 

gl. DOberverfiherungsamt | Cöln . Cöln . „Cböln 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Cöln . 

9. | tgl. Oberverfiherungsamt | Danzig . Danzig 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Danzig 

Rgl Oberverſicherungsaml | Düffeldorf - Elberfeld 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Elberfeld 

sol. Oberverſicherungsamt Erfurt a Erfurt ö Erfurt 
für den Eiſenbahndirel⸗ 
tionsbezirk Erfurt 

gl. Oberverſicherungsamt | Düffeldorf . Eſſen (Ruhr) . 

für den Eiſenbahndirek⸗ 

tionsbezirk Eſſen (Ruhr) N 

3. Kgl. Oberverſicherungsamt] Wiesbaden . Frankfurt a 

für den Eiſenbahndirek⸗ (Main) 

tionsbezirk Frankfurt 
Main) 

gl. Oberverſicherungsamt Merſeburg — Halle (Saale) > 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Halle (Saale) 

Kgl. Oberverſicherungsamt Hannover Hannover 
für den Eiſenbahndirek⸗ ‘ 
tionsbezirk Hannover e 

Kgl. Oberverfiherungsamt Oppeln = Kattowitz N Oppeln 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Kattowitz en: 

- [Stgl. Oberverſicherungsamt Königsberg = Königsberg . 
für den Eiſenbahndirek⸗ (Pr.) 

(br begiut Königsberg 
r 


* 
u 


Bromberg 


u 
* 


Caſſel 


Danzig 


Düſſeldorf 


Düſſeldorf 


Wiesbaden 


* 


Merſeburg 


u 


Hannover 


u 


Königsberg 


Kgl. Oberverſicherungsamt Magdeburg = Magdeburg . 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Magdeburg . ü 
Kgl. Oberverſicherungsamt Münſter E Münſter 2 „Münſter 
für den Eiſenbahndirek⸗ Weit.) 
tions bezirk Münfter (Weft- 
falen) 


Magdeburg 


Kgl. Oberverſicherungsamt Poſen ö Poſen N 
Mr den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Poſen i 

Kgl. Oberverſicherungsamt] Trier 2 5 : 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Saarbrücken i 
gl berverficherungsamt | Stettin 2 SE i 
für den Eiſenbahndirek⸗ 
tionsbezirk Stettin 


Poſen 


Trier 


Stettin 


2. Verſicherung der Angeſtellten. 
Betr. Beitragsentrichtung. 
Bekanntmachung, betreffend die Beitragsentrichtung für die Angeftellten- 
verſicherung. 

IE 

Auf Grund des 8 184, § 187 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte be⸗ 
— die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte mit Genehmigung des Reichskanzlers 
endes: 


856 


A. In den Fällen des § 176 a. a. O. (Beſchäftigung bei einem einzigen Arbeitgeber 
einen vollen Beitragsmonat hindurch) wird folgendes Zahlungsverfahren und folgende 
Quittungsleiſtung zugelaſſen: 

1. Die Beiträge ſind auf das Konto der Reichsverſicherungsanſtalt bei dem Poſt⸗ 
ſcheckamt in Berlin einzuzahlen. 

2. Für die Einzahlung haben ſich die Arbeitgeber der für den Verkehr mit der 
Reichsverſicherungsanſtalt beſtimmten Vordrucke zu bedienen, die nach den Be⸗ 
ſtimmungen über den Poſtſcheckverkehr zu beziehen ſind. 

3. Die Überſichten und Veränderungsanzeigen ($ 181) ſind der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt unmittelbar einzureichen. 

4. Als Quittung über eingezahlte Beiträge dient dem Arbeitgeber an Stelle der 
Marken der ihm verbleibende Abſchnitt der Zahlkarte oder die ihm erteilte 
Nachricht über die Belaſtung ſeines Kontos. 

5. Dem Angeſtellten dient als Quittung über die Zahlung ſeines Beitragsteils an 
den Arbeitgeber an Stelle der Marken eine in die Verſicherungskarte einzu⸗ 
tragende Beſcheinigung des Arbeitgebers. Dieſe hat handſchriftlich oder durch 
Stempel den jeweiligen Beitragsmonat, den fälligen ER und bei jedem 
Beitrag den Namen des Arbeitgebers zu enthalten; ſie iſt vom Arbeitgeber ſofort 
nach der Einzahlung des Beitrags auszuſtellen. 

B. In den Fällen des § 177 a. a. O. (Beſchäftigung bei mehreren Arbeitgebern oder 
nicht einen vollen Beitragsmonat hindurch) gelten an Stelle der Vorſchriften des § 187 
Abf. 1, 2 a. a. O. die Beſtimmungen unter A; die Einzahlung des Beitrags hat bei der 
Zahlung des Entgelts, ſpäteſtens am Schluſſe des Beitragsmonats zu erfolgen. 

Der Einſendung der Verſicherungskarte (§ 195 Abſ. 2 a. a. O.) bedarf es nicht. 


II. 
Auf Grund des § 186 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte beſtimmt die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt folgendes: 
1. Beitragsſtelle ift die Reichsverſicherungsanſtalt. 
2. Soweit Arbeitgeber in den Fällen des § 176 a. a. O. zur Quittungsleiſtung 
Marken verwenden wollen, werden ſie ihnen auf Verlangen nach Eingang der 
Beiträge von der Reichsverſicherungsanſtalt überſandt. 


Berlin⸗Wilmersdorf, den 24. Mai 1912. 
Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. 


——5—ic ———ß——ß—ßÄ5rð«—xé—ꝝiĩ;' Ö—-.. ⁵—ꝗ¹Jü̃ͤ r 3——ꝛĩ äRͤ—“(.,!Eæ —̃üͤĩßW—ðX·;iꝗðßðpſßä̃———ů———————— 


v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 


überſicht über die im Ctatsjahr 1912 zu veranftaltenden Ausbildungskurſe für Zeichenlehrer 
au gewerblichen Fortbildnugsſchulen. 


(Vergl. Erlaß vom 22. April 1907, HM Bl. S. 149.) 
A. Vorbereitungskurſe; je 6 Wochen. 


998 Ort Zeit 
. - Tue 
3 1 De Provinzial⸗Kunſt⸗ und Gewerk. |24. Juni bis 3. Auguſt 
% J cu 

2. Berlin V. Pflichtfortbildungsſchule 28. Oktober bis 7. Dezember 
3, Breslau Handwerker⸗ und Kunſtgewerbeſchule 8. Juli bis 17. Auguſt 

4. 2 desgl. 8. E s 1185 2 

5. Hannover desgl. 12. Auguſt bis 21. September 
6 1 „ desgl. 21. Oktober bis 30. November 
7. Düſſeldorf Fachſchule für Handwerk und Induſtrie 30. September bis 9. No⸗ 


vember 
8. Erfurt Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule 8. Juli bis 17. Auguſt 


857 


B. Gemiſchte Fachkurſe. 
a) 6⸗wöchige. 


—v— —— — — — ᷑ — 


Sort 


UT !!!... 


— 


Gelſen⸗ 
kirchen 
Stettin 


Bochum 
Breslau 


in 2 

8. | Erfurt 

9. Hildesheim 

10. | Düſſeldorf 

11. | Wiesbaden 

12. Gelſen⸗ 
kirchen 

13. | Hildesheim 


1. | Erfurt 
2. | Düſſeldorf 


Breslau 


= 


Hannover 


2 


Dortmund 


falden 


. 


Dortmund 


l. = 


| Poſen 
Flensburg 
Barmen 


0 — 


e F 
Gewerbliche Fortbildungsſchule Bauhandwerker 
Königliche Baugewerkſchule desgl. 
Königliche höhere Maſchinenbau⸗ Metallarbeiter 

ſchule 
desgl. desgl. 
Gewerbliche Fortbildungsſchule desgl. 
Handwerker- und Kunſtgewerbe⸗ Metallarbeiter 
ſchule und Bauhand⸗ 
werker 
desgl. desgl. 
desgl. desgl. 
Handwerkerſchule desgl. 
Gewerbliche Fortbildungsſchule desgl. 
desgl. desgl. 
desgl. ſchmückende Ge⸗ 
werbe 
Handwerkerſchule Allgemeiner 
Fachoberkurſus 
b) 4⸗wöchige. 
Gewerbliche Fortbildungsſchule Bekleidungs⸗ 
gewerbe 
Kunſtgewerbeſchule künſtleriſche 
Schrift, Buch⸗ 
ausſtattung 
| und Satz 
| desgl. desgl. 


C. Kleine Fachkurſe. 
a) 6⸗wöchige 
Handwerker- und Kunſtgewerbe⸗] Maler 


ſchule 
desgl. 


desgl. 


desgl. 
desgl. 


b) 4.wöchige. 


Königliche Fachſchule für die 
Kleineiſen⸗ und Stahlwaren⸗ 


induſtrie 


bauſchulen 


Königliche vereinigte Maſchinen⸗ 


Maſchinenbauer 


und verwandte 


Gewerbe 
desgl. 


c) 3⸗wöchige. 
Gewerbliche Fortbildungsſchule Tiſchler 


Kunſtgewerbliche Fachſchule 


Handwerter⸗ und Kunſtgewerbe⸗ 


ſchule 


desgl. 
desgl. 


1. Juli bis 10. Auguſt 
10. Juni bis 20. Juli 
I € = A. = 
10. „ FU. 
1. Juli bis 10. Auguſt 
8. = = rl = 


S 
PIE ON > 
5. Auguſt bis 14. Sep⸗ 
tember 
24. Juni bis 3. Auguſt 
Zeit ſteht noch nicht feſt 
1. Juli bis 10. Auguſt 


19. Auguſt bis 28. Sep⸗ 
tember 


8. Juli bis 3. Auguſt 
1. bis 27. Juli 


15. Juli bis 10. Auguſt 


8. Juli bis 17. Auguft 


12. Auguſt bis 21. Sep⸗ 
tember 
1. Juli bis 10. Auguſt 


9. September bis 5.Ok⸗ 
tober 


8. Juli bis 3. Auguſt 


15. Juli bis 3. Auguſt 
| 8. bis 27. Juli 
9. bis 28. September 


a Ort | für | Zeit 
4. | Münſter Königliche Baugewerkſchule Zimmerer und 22. Juli bis 10. Auguſt 
i. W. Maurer 
5. Hannover Handwerker- und Kunſtgewerbe-JSchloſſer und 1. bis 20. Juli 
chule Schmiede 
6. . desgl. desgl. 0. 
7.] Hagen i. W. Gewerbliche Fortbildungsſchule desgl. 29. Juli bis 17. Auguſt 
8. Poſen desgl. Maſchinenbauer 15. 3. 
und verwandte 
Gewerbe 
9. Breslau e höhere Maſchinenbau⸗ desgl. 8. bis 27. Juli 
ule 
10. Kiel Königliche höhere Schiff- und desgl. 15. Juli bis 3. Auguſt 
Maſchinenbauſchule 
11.] Siegen Königliche Fachſchule für Eiſen⸗ desgl. n al 
und Stahlinduſtrie des Sie⸗ 
gener Landes 
12. | Magdeburg 1 und Handwerker- Klempner 29. Juli bis 17. Auguſt 
ule 
13.] Bochum Gewerbliche Fortbildungsſchule desgl. 22 0 
14. | Poſen desgl. Schneider Ir De 
15. Hagen i. W. desgl. desgl. 29. 
16. | Poſen desgl. Schuhmacher E 
und Sattler 
17. Hagen i. W. desgl. desgl. „ Ele 
18. - | desgl. Bekleidungs⸗ 26. Auguſt bis 14. Sep⸗ 
gewerbe tember 


2. Fachſchulen. 
Betr. Stelleunachweis für Maſchinenbanſchüler. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 11. Juni 1912. 


In dem Beſtreben, den Schülern der Maſchinenbauſchulen das Fortkommen zu er- 
leichtern und bei der Beſetzung von Stellen, für die ſie geeignet ſind, nach Möglichkeit 
behilflich zu ſein, iſt an einzelnen Maſchinenbauſchulen eine Stellenvermittlung in der Art 
eingerichtet worden, daß von dem Direktor oder einem Lehrer der Anſtalt den Firmen 
die darum nachſuchen, geeignete Abſolventen namhaft gemacht werden. Dieſes Verfahren 
hat ſich bewährt, und es empfiehlt ſich, es auch an den Anſtalten, an denen es noch nicht 
beſteht, einzuführen. Ich beſtimme daher, daß ein ſolcher Stellennachweis bei sämtlichen 
Maſchinenbauſchulen erfolgt und zwar nicht nur für Schüler, die die Anſtalt noch beſuchen 
oder gerade verlaſſen, ſondern auch für ſolche, die ſchon früher abgegangen ſind. Den 
hieran intereſſierten Firmen des für jede Anſtalt in Betracht kommenden Bezirks iſt durch 
Rundſchreiben oder in ſonſt geeigneter Weiſe von der Einrichtung dieſes Stellennachweiſes 
durch die Anſtaltsdirektion Kenntnis zu geben. 

Sie wollen hiernach das Weitere veranlaſſen. 


Im Auftrage. 
IV. 4195. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenſeld, Hofbuchdrucker. in Ber lin W. 


